
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Bildung und Forschung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.2021 - 31.12.2021

01.01.21 - 31.12.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Flückiger, Bernadette

Bevorzugte Zitierweise

Flückiger, Bernadette 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Bildung und
Forschung, 2021. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft,
Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 24.04.2024.

01.01.21 - 31.12.21ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Bildung, Kultur und Medien
1Bildung und Forschung

4Grundschulen

6Berufsbildung

11Hochschulen

14Forschung

01.01.21 - 31.12.21 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EFD Eidgenössisches Finanzdepartement
NGO Nichtregierungsorganisation
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
BFS Bundesamt für Statistik
WBK-SR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Ständerats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Förderung der wissenschaftlichen

Forschung
LCH Dachverband Lehrerinnen und Lehrer Schweiz
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
PSI Paul Scherrer Institut
KMU Kleine und mittlere Unternehmen
EMPA Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
ETHL Eidgenössische Technische Hochschule Lausanne
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
SGV Schweizerischer Gewerbeverband
ESA Eidgenössische Stiftungsaufsicht
FIFG Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der Innovation
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
EAWAG Eidgenössische Anstalt für Wasserversorgung, Abwasserreinigung und

Gewässerschutz
WSL Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
ETHZ Eidgenössische Technische Hochschule Zürich
swissuniversit
ies

Zusammenschluss der universitären Hochschulen, der Fachhochschulen
und der Pädagogischen Hochschulen der Schweiz

Innosuisse Schweizerische Agentur für Innovationsförderung
BBG Berufsbildungsgesetz
BNE Bildung für nachhaltige Entwicklung
SKAO Square Kilometre Array Observatory
KV Berufliche Grundbildung zum Kaufmann/zur Kauffrau
HBB Höhere Berufsbildung
TBBK Tripartite Berufsbildungskonferenz
SZIG Schweizerisches Zentrum für Islam und Gesellschaft
ÜK Überbetriebliche Kurse

DFF Département fédéral des finances
ONG Organisation non gouvernementale
EPF École polytechnique fédérale
OFS Office fédéral de la statistique
CSEC-CE Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des

Etats
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
LCH Association faîtière des enseignantes et enseignants de Suisse
EEE l'Espace économique européen
PSI Institut Paul Scherrer
PME petites et moyennes entreprises
EMPA Laboratoire fédéral d'essai des matériaux et de recherche
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
EPFL École polytechnique fédérale de Lausanne
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
USAM Union suisse des arts et métiers
ASF Surveillance fédérale des fondations

01.01.21 - 31.12.21 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



LERI Loi fédérale sur l'encouragement de la recherche et de l'innovation
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
EAWAG Institut fédéral pour l'aménagement, l'épuration et la protection des

eaux
FNP Institut fédéral de recherches sur la forêt, la neige et le paysage
EPFZ École polytechnique fédérale de Zürich
swissuniversit
ies

Association des hautes écoles universitaires, spécialisées et
pédagogiques de Suisse

Innosuisse Agence suisse pour l'encouragement de l'innovation
LFPr Loi fédérale sur la formation professionnelle
EDD Education en vue d'un développement durable
SKAO Square Kilometre Array Observatory
KV Formation commerciale de base
FPS Formation professionnelle supérieure
CTFP Conférence tripartite de la formation professionelle
CSIS Centre Suisse Islam et Société
CIE Cours interentreprises

01.01.21 - 31.12.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Die WBK-SR befasste sich im Februar 2021 erneut mit einer parlamentarischen
Initiative zum Thema Innovation bei KMU und Start-Ups. Diese Initiative, eingereicht von
Fathi Derder (fdp, VD) und inzwischen übernommen von Christian Wasserfallen (fdp,
BE), will KMU und Start-Ups den Zugang zu Geldern für Innovationsprojekte
erleichtern. Nachdem die WBK-SR die Initiative zuerst sistiert hatte, entschied sie sich
nun, ihr keine Folge zu geben (8 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat gab im März 2021 bekannt, dass die eidgenössischen und die kantonalen
Maturitätsprüfungen sowie die Lehrabschlussprüfungen im Jahr 2021 trotz Covid-19-
Pandemie regulär durchgeführt werden sollen. Für den Fall, dass dies nicht möglich ist,
hat der Bundesrat vorsorglich die nötigen Ausnahmeregelungen via Verordnungen
erlassen. Mit diesen Verordnungen soll sichergestellt werden, dass die Absolventinnen
und Absolventen der Sekundarstufe II ab Herbst 2021 eine weiterführende Ausbildung
auf Tertiärstufe aufnehmen oder bereits in die Arbeitswelt eintreten können. 2

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Frühling 2021 kam es in der Stadt St. Gallen in Folge einer von der Polizei
aufgelösten Party zu Auseinandersetzungen zwischen Jugendlichen und der Polizei,
wobei ein erheblicher Sachschaden entstand. In den Medien wurde über diese Krawalle
diskutiert und über die Ursachen der Ausschreitungen gemutmasst, zumal es einige
Tage später erneut zu Auseinandersetzungen mit noch mehr Jugendlichen –
Polizeischätzungen zufolge rund 1'000 an der Zahl – kam. Auf der einen Seite wurden
die Corona-Massnahmen als Auslöser genannt, die es den Jugendlichen
verunmöglichten, ihren normalen Freizeitbeschäftigungen nachzugehen und die dazu
geführt hätten, dass die Party, welche im öffentlichen Raum stattfand, aufgelöst werden
musste. Auf der anderen Seite wurde den – teilweise alkoholisierten – Jugendlichen
auch einfach Lust auf Krawalle zugeschrieben. Die Einschätzungen der Medien fielen
ziemlich einheitlich aus; sie verurteilten die Auseinandersetzungen scharf, zeigten aber
auch Verständnis für die Jugendlichen, die teilweise frustriert darüber seien, nicht ihr
gewohntes soziales Leben führen zu können. So betonte etwa der Jugendpsychologe
Allan Guggenbühl gegenüber dem St. Galler Tagblatt, dass die Jugendlichen «Dampf
ablassen» müssten, was sie normalerweise in Clubs oder Bars täten – diese Alternative
falle nun jedoch weg. Die wenigen Jugendlichen, die in den Medien zu Wort kamen,
kritisierten die Auseinandersetzungen ebenfalls, pochten aber auch auf ihr Recht, sich
im öffentlichen Raum zu treffen und zu feiern.
Wenige Tage nach den Ausschreitungen äusserten sich die Jungparteien der Mitte, der
GLP, der EVP, der SP und der Grünen in einem offenen Brief. Sie betonten, dass die
junge Generation in der Pandemie mehr Gehör erhalten müsse. Sie wiesen zudem
darauf hin, dass viele Jugendliche aufgrund der Pandemie und ihrer Auswirkungen
unter schweren psychischen Problemen litten; es brauche nun dringend Lösungen,
«wie wir die Konsequenzen dieser Krise auch für die Jungen sozialverträglich gestalten
können». 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Martina Munz (sp, SH) reichte im Sommer 2019 eine Motion ein, mit welcher sie den
Bundesrat dazu aufforderte, Massnahmen zu ergreifen, damit die Schweiz möglichst
rasch dem «European Solidarity Corps» beitreten kann, einem Programm der EU, das
Freiwilligeneinsätze von Jugendlichen im Ausland fördert. Die Motionärin erläuterte,
dass das Programm in der Schweiz im Rahmen der Schweizer Alternative zu Erasmus
plus geführt werde, aber im Jahr 2020 auslaufe. Es müssten daher rasch Anstrengungen
unternommen werden, damit in der Schweiz wohnhafte Jugendliche und junge
Erwachsene auch ab 2021 die Möglichkeit hätten, an einem solchen
Freiwilligenaustausch teilzunehmen.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Zum einen hätten die letzten
Jahre gezeigt, dass nur eine geringe Nachfrage nach diesem EU-Programm bestehe; es
würden viel mehr Einsätze durch die Schweizer NGO «Service Civil International»

MOTION
DATUM: 05.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.21 - 31.12.21 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



organisiert. Zum anderen müsse eine allfällige Teilnahme auch im allgemeinen Kontext
der Beziehungen Schweiz-EU gesehen werden. Auch sei der Vorschlag der EU für die
Programmperiode 2021-2027 derzeit noch in Erarbeitung; der Bundesrat könne daher
noch keine Abwägung der Vor- und Nachteile des Programms vornehmen. Schliesslich
fördere der Bund auch verschiedenste Jugendaustauschorganisationen im Rahmen des
Kinder- und Jugendförderungsgesetzes.
Die grosse Kammer befasste sich in der Sondersession 2021 mit dem Vorstoss, wo
Martina Munz darauf hinwies, dass verschiedene Jugendverbände und auch die
Jugendsession ihr Anliegen unterstützten. Sie machte ausserdem darauf aufmerksam,
dass insbesondere Berufslernende von diesem Programm profitieren könnten. Mit 97 zu
80 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) überwies der Nationalrat in der Folge die Motion an
den Ständerat. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion sowie von Mitgliedern der FDP.Liberalen und der Mitte-Fraktion. 4

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der parlamentarischen
Initiative Derder (fdp, VD), mittlerweile übernommen durch Christian Wasserfallen (fdp,
BE), welche beabsichtigte, die Innosuisse zur Förderung von Innovationsprojekten von
Unternehmen ohne Forschungspartner zu ermächtigen. Die grosse Kammer hatte diese
Thematik bereits im Rahmen der Beratung zur Änderung des Gesetzes über die
Förderung der Forschung und der Innovation kurz diskutiert und gab der Initiative keine
Folge. Sie ist damit erledigt. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mustafa Atici (sp, BS) reichte im März 2021 ein Postulat bezüglich der Validierung von
Bildungsleistungen ein. Atici forderte den Bundesrat auf, in einem Bericht
verschiedene Punkte zum Nachweis von beruflichen Fähigkeiten zu klären. Zum einen
wollte er wissen, weshalb die seit 2004 im BBG verankerten «anderen
Qualifikationsverfahren» zum Nachweis von beruflichen Fähigkeiten noch nicht oft
angerechnet würden. Zum anderen verlangte der Postulant eine Übersicht über die
Erfahrungen, welche die einzelnen Kantone sowie vergleichbare europäische Länder bis
heute bei der Validierung von informell erworbenen Lernleistungen sowie von
beruflicher und sonstiger Praxis gewonnen haben. Schliesslich forderte Atici
Vorschläge, wie – aufbauend auf den im Bericht gewonnenen Erkenntnissen und in
Absprache mit den Verbundpartnern – eine neue Ausrichtung der
Validierungsverfahren aussehen könnte.
Der Stadtbasler Nationalrat begründete seinen Vorstoss mit der Tatsache, dass die
Validierung von Bildungsleistungen an formale Abschlüsse nur punktuell vorgenommen
werde. Atici setzte seine Hoffnungen daher auf Ansätze, die die Fähigkeiten und
Kompetenzen «spezifischer Zielgruppen unabhängig von formalisierten Bildungsgängen
modular validier[en] und in (Teil-)Zertifikaten» abbilden. Dies verbessere die
Arbeitsmarktfähigkeit der Betroffenen und erleichtere den Zugang zu Aus- und
Weiterbildungen. Der Bundesrat erläuterte, dass es in der Schweiz derzeit keine
Zertifizierung von informell erworbenen Kompetenzen gebe. Er sei daher bereit
darzulegen, wie sich die Situation in der Schweiz darstelle und welche Erfahrungen
andere Länder mit der Zertifizierung dieser Fähigkeiten gemacht hätten. Das Postulat
wurde in der Sommersession 2021 vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2021: Bildung und Forschung

Im Kapitel Bildung und Forschung kam es im Berichtsjahr in verschiedenen Bereichen
zu wichtigen Entwicklungen. Medial und politisch am meisten Aufmerksamkeit erregte
aber wohl die Nicht-Assoziierung der Schweiz an das Forschungsrahmenprogramm
Horizon Europe 2021-2027 aufgrund des Abbruchs der Verhandlungen über ein
institutionelles Abkommen mit der EU. Mitte Juli 2021 gab das SBFI bekannt, dass die
Schweiz bei Horizon Europe bis auf Weiteres als nicht-assoziierter Drittstaat behandelt
wird, was bedeutet, dass eine Beteiligung für Schweizer Forschende nur noch in
beschränktem Ausmass möglich ist. Dies rief bei den Schweizer Hochschulen Unmut
hervor; zahlreiche Akteure befürchteten einen grossen Schaden für den
Forschungsstandort Schweiz. Bis zur weiterhin angestrebten Assoziierung sollten
Projekte aus der Schweiz über den bereits im Vorjahr gutgeheissenen Kredit durch das
SBFI und weitere Übergangsmassnahmen mittels Nachmeldung zum Voranschlag 2022
finanziert werden. Die APK-NR beantragte unterdessen ihrem Rat, in der
Budgetdebatte die mittlerweile freigegebene zweite Kohäsionsmilliarde unter der
Bedingung der Vollassoziierung an Horizon Europe zu verdoppeln, was der Nationalrat

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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jedoch ablehnte. Auch im Bereich des Austauschprogramms Erasmus plus versuchte
die APK-NR eine Entwicklung in Gang zu setzen, indem sie den Bundesrat dazu
aufforderte, bis Ende 2021 eine Finanzierungsbotschaft zur Teilnahme an Erasmus plus
vorzulegen. Die Motion fand schliesslich aufgrund der knappen Frist, die zur
Erarbeitung der Botschaft gesetzt worden war, keine Zustimmung. Der Bundesrat
sprach sich zwar ebenfalls für die Teilnahme an diesem Programm aus, wies aber darauf
hin, dass die EU – wie auch bei Horizon – noch keine Bereitschaft gezeigt habe, die
Schweiz an dieses Programm zu assoziieren.

Im Themenbereich der frühen Kindheit erschien im Februar 2021 der ausführliche
Bericht «Politik der frühen Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsmöglichkeiten
auf Bundesebene » in Erfüllung eines Postulates Gugger (evp, ZH) und eines Postulates
der WBK-NR. Der Bundesrat erläuterte darin, dass er die Politik der frühen Kindheit als
gesellschaftlich äusserst relevant erachte. Da dieser Politikbereich jedoch vor allem in
der Hand der Kantone und Gemeinden liege, habe er hier nur beschränkte
Handlungsvollmachten. Entwicklungsmöglichkeiten auf Bundesebene sah der Bericht
aber unter anderem beim Zugang, der Qualität sowie der unterstützenden Finanzierung
der Angebote im Bereich der frühen Kindheit. So bestehe etwa die Möglichkeit, dass
Kindern mit Migrationshintergrund der Zugang zu Förderangeboten erleichtert werde
oder dass Projekte für die Förderung der Chancengleichheit von Kindern mit
Behinderungen finanziell unterstützt werden könnten. Dieser Postulatsbericht
veranlasste wiederum die WBK-NR, eine parlamentarische Initiative einzureichen, um
das Impulsprogramm für die Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden
Strukturen von einer zeitlich befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Beide
Kommissionen gaben der Initiative im Berichtsjahr Folge.

Das auch im Jahr 2021 quasi alle Bereiche des politischen und gesellschaftlichen
Lebens beeinflussende Coronavirus führte im Sommer 2021 zu einem Peak der
medialen Berichterstattung im Bereich der Grundschulen und Gymnasien (vgl.
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Der Start des neuen Schuljahres
gab Anlass zu etlichen Zeitungsberichten über das Maskentragen, das Testen und über
weitere Massnahmen wie etwa die Anbringung von CO2-Messgeräten und Luftfiltern.

Im Bereich der Berufsbildung gab ein Reformprojekt zur KV-Ausbildung, also zur von
den schweizweit am meisten Personen ergriffenen beruflichen Grundbildung, zu reden.
Anfang 2021 leitete das SBFI eine Anhörung zum Reformvorhaben in die Wege. Ziele der
Reform waren der Aufbau von Handlungskompetenzen, die Vermittlung von fundiertem
Grundlagenwissen, die Durchlässigkeit innerhalb der verschiedenen kaufmännischen
Abschlüsse, ein neues Fremdsprachenkonzept sowie ein Gesamtkonzept für die
lehrbegleitende Berufsmaturität. Bei den Anhörungsteilnehmenden stiessen einige
dieser Punkte auf Kritik, namentlich das geplante Vermitteln von Fachwissen in
Handlungskompetenzen, die vorgesehene Streichung einer zweiten Fremdsprache
sowie der als zu sportlich angesehene Fahrplan der Reform. Nach Vorliegen der
Anhörungsergebnisse reichten die beiden WBK daraufhin je eine gleichlautende Motion
ein, in welcher sie die Verschiebung der Inkraftsetzung der Reform auf 2023 forderten.
Zum selben Schluss gelangte das SBFI nach Rücksprache mit den Verbundpartnern.
Darüber hinaus lenkte es in der Fremdsprachen-Frage ein, womit KV-Lernende auch
weiterhin in zwei Fremdsprachen unterrichtet werden sollen. Hingegen hielt das SBFI
daran fest, Fachwissen zukünftig in Handlungskompetenzen zu vermitteln; dies sei in
der Berufsbildung mittlerweile Standard. 

Im Berichtsjahr gab es zudem beim übergeordneten Thema der Gleichstellung von Frau
und Mann im Schul- und Hochschulbereich drei Entwicklungen zu verzeichnen. Im März
verabschiedete der ETH-Rat seine neue Gender Strategie für die Jahre 2021-2024,
welche das Ziel verfolgte, den Frauenanteil in Lehre und Forschung, vor allem in den
Führungspositionen, weiter zu steigern. Zu den Schwerpunkten der Strategie gehörten
etwa die Aufdeckung und das Verhindern von Diskriminierung, Mobbing, Drohungen,
Gewalt und sexueller Belästigung. Eine vom Nationalrat gutgeheissene Motion der WBK-
NR für die Lancierung einer Sensibilisierungskampagne gegen ebendiese Belästigungen
im ETH-Bereich wurde vom Ständerat hingegen abgelehnt. Schliesslich wurde ein
Postulat der FDP.Liberalen-Fraktion zur Gleichstellung in der Berufsbildung
angenommen. Dieses forderte den Bundesrat auf zu prüfen, ob in
Ausbildungsprogrammen zu typischen Frauenberufen gleich viel Wert auf die
Vermittlung unternehmerischer Kompetenzen gelegt wird wie in denjenigen für
typische Männerberufe. 7
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Grundschulen

Der Bundesrat veröffentlichte im Februar 2021 den Bericht «Politik der frühen
Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsmöglichkeiten auf Bundesebene» in
Erfüllung der Postulate der WBK-NR und von Nik Gugger (evp, ZH; Po. 19.3262). Der
Bericht nahm eine Definition des Begriffs «Politik der frühen Kindheit» vor und stellte
einen nicht abschliessenden Katalog der Leistungen in diesem Politikbereich vor; dieser
reichte von der Elternbildung, über die frühe Sprachförderung bis zur aufsuchenden
Familienarbeit. In den Handlungsfeldern «Statistische Datengrundlagen»,
«Informations- und Erfahrungsaustausch/Koordination», «Zugang zu den Angeboten»,
«Qualität der Angebote» sowie «Finanzierung der Angebote» identifizierte der Bericht
Verbesserungspotenzial in Bezug auf das staatliche Wirken. In der Folge wurden für
diese Handlungsfelder verschiedene Entwicklungsmöglichkeiten formuliert. Diese
umfassten beispielsweise die Einführung einer nationalen Kinderbetreuungsstatistik,
die Verbesserung der Datenlage zum Gesundheitszustand von Kindern unter
Berücksichtigung sozialer Benachteiligungen, die Förderung des Informations- und
Erfahrungsaustausches zwischen Fachpersonen, die Verbesserung der Zusammenarbeit
und der Koordination auf Bundesebene, die verstärkte Förderung der
Chancengerechtigkeit von Kindern mit Migrationshintergrund und von Kindern mit
Behinderungen oder auch die Subventionierung von Familienorganisationen mit
Tätigkeiten betreffend Familien mit kleinen Kindern. Einige dieser Massnahmen würden
geprüft oder befänden sich bereits in Umsetzung. So würden beispielsweise schon
heute Projekte mit Kindern, die eine Beeinträchtigung haben, unterstützt, schloss der
Bericht. 8

BERICHT
DATUM: 03.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR befasste sich im Februar 2021 ausführlich mit dem Bereich der
frühkindlichen Bildung und Betreuung. Da dieses Thema für die Kommission von
grosser Bedeutung ist, beschloss sie, eine eigene parlamentarische Initiative
einzureichen, mit welcher die bereits mehrmals verlängerte Anstossfinanzierung für die
familienergänzende Kinderbetreuung in eine stetige Unterstützung überführt werden
soll. Gleichzeitig soll die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
«Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter» bis Ende 2021 sistiert werden. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Frühling 2021 publizierte das BFS erstmals eine Statistik zu den Wiederholungen von
Schülerinnen und Schülern im 3. bis 8. Jahr der Primarstufe – also von der ersten bis
zur sechsten Klasse, da die beiden Kindergartenjahre ebenfalls zur Primarstufe gezählt
werden. Die Studie belegte, dass es im Allgemeinen nur sehr wenige Wiederholungen
auf dieser Stufe gibt; im Durchschnitt müssen jedes Jahr nur 1.3 Prozent der Lernenden
eine Klasse wiederholen. Es bestehen jedoch Unterschiede bezüglich des Geschlechts,
der Region und vor allem bezüglich der Migrationskategorie sowie des sozialen
Hintergrundes. Währenddem 2.8 Prozent der Kinder, die nach ihrem 6. Lebensjahr in
die Schweiz eingewandert sind, auf der Primarstufe mindestens einmal eine Klasse
wiederholen müssen, beläuft sich diese Zahl bei Kindern, die in der Schweiz geboren
sind, auf lediglich 1.1 Prozent. Hinsichtlich des Bildungsniveaus der Eltern hielt die
Studie fest, dass Kinder mit Eltern ohne nachobligatorischen Bildungsabschluss dreimal
häufiger repetieren müssen als Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil über einen
Hochschulabschluss verfügt (2.1 Prozent versus 0.7 Prozent). 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Marco Romano (mitte, TI) reichte im Frühling 2019 ein Postulat ein, in dem er einen
Bericht über die Umwelterziehung forderte. In diesem Bericht soll der Bundesrat
festhalten, «wie ein nationaler Aktionsplan zur Bildung in nachhaltiger Entwicklung
(BNE) in der obligatorischen Schule gefördert werden könnte». Romano war der
Ansicht, dass es in der aktuellen Situation – wohl auf den Klimawandel anspielend –
angebracht sei, neue Massnahmen zur BNE zu prüfen und damit eine Debatte über
dieses Thema zu eröffnen. Das Mittel des Aktionsplans habe sich schon in anderen
Bereichen bewährt, nun sei es an der Zeit, dass ein solcher Plan für die Bereiche
Umweltschutz und Ressourcennutzung in der obligatorischen Schulbildung erarbeitet
werde.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da die nachhaltige Entwicklung
bereits grundlegend in die Lehrpläne der drei Sprachregionen integriert sei. Den
Lehrpersonen stünden zahlreiche Lehrmittel des nationalen Kompetenz- und
Dienstleistungszentrums für BNE «Education 21» zur Verfügung. Diese Institution
erstatte zudem regelmässig Bericht über die erbrachten Dienstleistungen und zeige auf,

POSTULAT
DATUM: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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welche Trends zu beachten seien. Vor diesem Hintergrund sei ein neuer Bericht nicht
angebracht.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Postulat.
Nachdem Nationalrat Romano und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente noch
einmal vorgebracht hatten, schritt die grosse Kammer zur Abstimmung und nahm das
Postulat mit 111 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. Die SVP- und die FDP.Liberalen-
Fraktion stimmten geschlossen gegen den Vorstoss. Grüne, SP, GLP sowie fast die ganze
Mitte-Fraktion votierten für die Annahme des Postulats. 11

Der Start des neuen Schuljahres im August 2021 gab in Zusammenhang mit der Covid-
19-Pandemie Anlass zu einer medialen Debatte über die Maskentragepflicht für die
Stufen Sek I und II (ab 12 Jahren) und insbesondere zu den Fragen, ob und wie
regelmässig die Schülerinnen und Schüler getestet werden sollen, ob es für die
Klassenzimmer CO2-Messgeräte und Luftfilter braucht und wie sinnvoll eine Impfung
für die Jugendlichen ist. Dabei zeichneten sich gemäss Medienberichten mehrere
Konflikte entlang dieser Themen ab: 
Während die Dachorganisation der Lehrerinnen und Lehrer Schweiz LCH sowie deren
Westschweizer Pendant SER (Syndicat des enseignant*es romand*es) repetitive
Spucktests, CO2-Messgeräte für jedes Klassenzimmer sowie prioritäre Booster-
Impfungen für Lehrpersonen forderten, erachtete der Verband der Schulleiterinnen
und Schulleiter regelmässiges Testen für wenig sinnvoll und zu aufwändig. 
Ein zweiter Konflikt tat sich innerhalb der Gruppe der Erziehungsberechtigten auf. Hier
gab es auf der einen Seite die Interessengruppe «Protect the kids», welche sich mittels
einer Petition für eine generelle Maskenpflicht, präventives Testen sowie für den
Einsatz von Luftfiltern und CO2-Messgeräten starkmachte. Auf der anderen Seite
machte die impfskeptische Website und Petition «Schützt die Kinder», welche ein
Impfmoratorium für unter 16-Jährige forderte, von sich reden. Diese Petition werde
zudem unter anderem von der Gruppe «Eltern für Freiheit» unterstützt, welche gegen
die repetitiven Tests und die Maskentragepflicht kämpft, berichtete der Tages-
Anzeiger.
Schliesslich wurde auch eine gewisse Diskrepanz in den Aussagen zwischen Bund und
Kantonen ersichtlich: Gemäss Medienberichten sprach sich Gesundheitsminister Alain
Berset für repetitive Tests an den Schulen aus, während die Kantone darauf beharrten,
dass die Entscheidung darüber in ihrer Kompetenz liegen solle. Dies führte gemäss
Tages-Anzeiger zu einem «kantonalen Flickenteppich». Doch nicht nur zwischen ihnen,
auch innerhalb der Kantone gab es Unterschiede: So überliessen viele Kantone den
einzelnen Gemeinden die Entscheidung, ob sie beispielsweise Investitionen in Luftfilter
tätigen möchten. 
Gegen Ende August 2021, und damit nach nur einigen wenigen Wochen Unterricht, kam
es bereits zu stark ansteigenden Fallzahlen bei den Kindern und Jugendlichen.
Trotzdem wurde kein starker Ruf nach einem Lockdown der Schulen laut – im
Gegenteil. Die Akteure schienen sich dieses Mal einig zu sein, dass ein solcher
unbedingt verhindert werden müsse, da zahlreiche Kinder aufgrund des Lockdowns im
letzten Jahr stark gelitten hatten, den Schulstoff nicht bewältigen konnten und (noch
mehr) zurückgefallen waren. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat präsentierte im November 2021 seine Botschaft zur Totalrevision des
Bundesgesetzes über Beiträge für die kantonale französischsprachige Schule in Bern.
Diese Schule, die der Bund seit 1960 unterstützt, wurde gegründet, um Kindern von
französischsprachigen Bundesangestellten sowie von Eltern, die für bundesnahe
Organisationen tätig sind, die Möglichkeit zu bieten, auf Französisch und nach dem
Lehrplan der Romandie (Plan d’études romand) unterrichtet zu werden. Die Revision
des aus dem Jahr 1981 stammenden Gesetzes soll für den Bund bezüglich der
Planbarkeit der Kosten und der Budgetberechnung eine Verbesserung bringen. Sie
enthält aber keine Änderungen betreffend die Aufgabenteilung oder den Umfang der
finanziellen Beteiligung des Bundes. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.21 - 31.12.21 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Berufsbildung

Das SBFI berichtete im Februar 2021 über die aktuelle Lage bei der Lehrstellensuche im
zweiten Jahr der Corona-Pandemie. Bis Ende Januar 2021 seien rund 22’000
Lehrverträge mit Lehrbeginn 2021 unterzeichnet worden. Diese Zahl liege knapp unter
dem Durchschnitt der letzten Jahre. Es könne jedoch erst im April 2021 eine
verlässliche Angabe gemacht werden, auf welchem Niveau sich die
Lehrvertragsabschlüsse bewegten. Generell zeige sich in den von der Corona-Pandemie
stark betroffenen Branchen – Gastronomie, Tourismus, Event- und Fitnessbranche –
eine Zurückhaltung bei der Besetzung der Lehrstellen.
Weiter betonte das SBFI, dass die richtige Lehrstellenwahl auch unter diesen
besonderen Umständen wichtig bleibe. Da derzeit Informationsveranstaltungen oder
Schnupperlehren oft nicht durchgeführt werden könnten, kämen andere Instrumente
zum Zug, wie beispielsweise virtuelle Berufserkundungen. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Matthias Aebischer (sp, BE) forderte in seiner im März 2020 eingereichten Motion
«Titeläquivalenz für die höhere Berufsbildung» erneut, dass die Abschlüsse der
höheren Berufsbildung (eidgenössische Berufsprüfung, eidgenössische höhere
Fachprüfung sowie eidgenössisch anerkannte Bildung an einer höheren Fachschule)
aufgewertet werden und neue Bezeichnungen erhalten, die vergleichbar mit denjenigen
im Ausland sind. Er begründete seinen Vorstoss mit dem Fakt, dass in Deutschland zu
Beginn des Jahres 2020 die Titelbezeichnungen «Bachelor Professional» und «Master
Professional » eingeführt worden seien; dies führe dazu, dass die Schweizer
Absolventinnen und Absolventen der höheren Berufsbildung nun im In- und Ausland
mehr Mühe bekunden würden, eine Stelle zu finden. Ausserdem gingen die
Titelbezeichnungen «Bachelor Professional» und «Master Professional» auch mit
einem höheren Lohn einher. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion.
Hauptgrund sei die befürchtete «Vermischung der Titelstrukturen der Berufsbildung
und der Hochschulen, im Besonderen der Fachhochschulen». Ausserdem sei durch die
Einführung von englischen Diplomzusätzen die Vergleichbarkeit der Abschlüsse bereits
erhöht worden. Schliesslich nehme das SBFI im Rahmen der Initiative «Berufsbildung
2030» bereits eine Auslegeordnung zum System der höheren Fachschulen vor. 
Im Sommer 2021, und damit vor einer allfälligen Behandlung der Motion im Nationalrat,
liess das SBFI gemäss Medienberichten verlauten, dass es die Einführung der Titel
«Professional-Bachelor» und «Professional-Master» entgegen dem ursprünglichen
Ansinnen des Bundesrates nun doch prüfen werde. 15

MOTION
DATUM: 05.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR reichte im Januar 2021 zwei Vorstösse im Bereich der Berufsbildung ein. In
einem Postulat (Po. 21.3008) forderte sie einen Bericht über die Möglichkeiten, die
Transparenz bei der Verwendung von Bundesmitteln im Bildungsbereich zu verbessern.
In ihrer Motion verlangte sie, dass der Bundesrat in Zusammenarbeit mit den Kantonen
bis Ende 2022 einen Vorschlag zur besseren Steuerung und Planbarkeit der
Berufsbildungsfinanzierung durch die Kantone erarbeitet.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da die Planbarkeit und die
Steuerung der Bundesmittel in der Berufsbildung bereits gewährleistet seien. Das BBG
sehe vor, dass der Bund 25 Prozent der öffentlichen Gesamtausgaben für die
Berufsbildung übernimmt. Diesen Richtwert erreiche oder übertreffe der Bund seit
2012. Zudem lege der Bund im Rahmen der BFI-Botschaften jeweils den Kostenrahmen
an die Berufsbildung fest, auch würden Kosten, Kostenanteile und Wachstum für die
einzelnen Jahre bereits transparent ausgewiesen. Falls der Nationalrat die Motion
annehme, behalte sich der Bundesrat vor, dem Ständerat einen Antrag auf Abänderung
in einen Prüfauftrag vorzulegen.
Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahrssession 2021 mit dem Vorstoss. Diana
Gutjahr (svp, TG) und Philipp Kutter (mitte, ZH) erläuterten für die Kommission, dass die
Planung der Berufsbildungsfinanzierung für die Kantone schwierig sei, da der Beitrag
des Bundes variieren könne. Das Parlament beschliesse im Rahmen der BFI-
Botschaften zwar jeweils den Zahlungsrahmen des Bundes für die Berufsbildung. Diese
Mittel flössen dann aber jeweils in verschiedene Kredite, wobei die Gelder für die
Kantone nur im Rahmen eines bestimmten Kredites ausbezahlt würden. Je mehr der
Bund in die anderen Kredite investiere, desto weniger bleibe für die Kantone übrig.
Dadurch entstehe eine finanzielle Unsicherheit für die Kantone, die mit dieser Motion
behoben werden solle.
Nachdem Bildungsminister Parmelin noch einmal die Haltung des Bundesrates
wiederholt hatte, nahm der Nationalrat die Motion einstimmig mit 181 zu 0 Stimmen
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an. 16

Die WBK-NR reichte im Januar 2021 zwei Vorstösse im Bereich Bildungsfinanzierung
ein. Eine Motion widmete sich der Planbarkeit und Steuerung; mit einem Postulat
forderte die Kommission einen Bericht bezüglich der Transparenz bei der Verwendung
von Bundesmitteln im Bildungsbereich. 
Die WBK-NR forderte in diesem Postulat konkret, dass der Bundesrat darüber
berichtet, wie die Transparenz bei den Mittelflüssen im Bildungsbereich – vor allem im
Bereich der Berufsbildung – verbessert werden könnte und welche Massnahmen dafür
geeignet wären. Die Kommission wollte damit herausfinden, «wie sich zusätzliche
Bundesgelder auf die Kostenbeteiligung der Kantone auswirken», respektive wie
verhindert werden könne, dass solche erhöhten Bundesmittel nicht bloss zu einer
Lastenumverteilung führen. Der Bundesrat zeigte sich bereit, den geforderten Bericht
zu den gemeinsam verantworteten Bereichen des Bildungswesens in Zusammenarbeit
mit den Kantonen zu erarbeiten. Der Nationalrat stimmte dem Postulat in der
Frühjahrssession 2021 stillschweigend zu. 17

POSTULAT
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die FDP.Liberale-Fraktion widmete sich in einem Postulat der Gleichstellung in der
Berufsbildung. Sie forderte, dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeigt, inwiefern
sich die Inhalte der vom Bund anerkannten Ausbildungsprogramme bezüglich der
unternehmerischen Kompetenzen – Buchhaltung, Führung von Teams und Management
– unterscheiden. Der Bundesrat solle insbesondere auf die diesbezüglichen
Unterschiede zwischen typischen Männerberufen und typischen Frauenberufen achten.
Da den unternehmerischen Aspekten in Ausbildungen etwa des Pflegefachpersonals
oder der Fachangestellten Betreuung noch zu wenig Rechnung getragen werde, solle
der Bundesrat vorschlagen, wie auch in diesen Ausbildungen solche Faktoren besser
integriert werden können.
Nachdem der Bundesrat die Annahme des Postulats beantragt hatte, stimmte die
grosse Kammer dem Anliegen in der Frühjahressession 2021 stillschweigend zu. 18

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Mai 2021 forderte die WBK-NR, dass die Einführung der KV-Reform um ein Jahr
verschoben wird und folglich erst im Sommer 2023 in Kraft treten soll. Dieselbe
Forderung erhob auch ihre Schwesterkommission (Mo. 21.3605). Die WBK-NR
argumentierte, dass eine Reform von dieser Tragweite gut durchdacht sein müsse, im
Moment jedoch noch einige Punkte umstritten seien; diese müssten zuerst geklärt
werden. Die Kommission erwähnte diesbezüglich die Frage nach dem Unterrichten
respektive Erlernen einer zweiten Landessprache und die Frage nach der Integration
der Berufsmaturität in die KV-Lehre.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da das Anliegen bereits erfüllt
worden sei. So habe das SBFI in der Zwischenzeit nach verschiedenen Diskussionen mit
den betroffenen Akteurinnen und Akteuren «entschieden, die Inkraftsetzung von
Bildungsverordnung und Bildungsplan auf Anfang 2023 festzulegen und diese im August
2021 zu erlassen». Daraufhin wurden die zwei Motionen im September respektive
Oktober 2021 von den beiden Kommissionen zurückgezogen. 19

MOTION
DATUM: 27.05.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH) reichte im März 2021 ein Postulat betreffend den
Zeitpunkt der Lehrstellenausschreibung und Lehrstellenvergabe ein. Er forderte einen
Bericht, in welchem die Auswirkungen dieses Zeitpunkts auf die berufliche Zukunft der
Jugendlichen analysiert wird. Jositsch kritisierte, dass einige Firmen dazu
übergegangen seien, ihre Lehrstellen bis zu 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn
auszuschreiben. Dies habe für die betroffenen Jugendlichen, für die Lehrbetriebe, aber
auch für die ganze Volkswirtschaft negative Folgen. Die Jugendlichen stünden dadurch
mit 14 oder 15 Jahren bereits unter einem grossen Druck und hätten kaum Zeit für eine
seriöse Auseinandersetzung mit der Berufswahl. Den Betrieben wiederum fehle
dadurch die Zeit, um in einem gezielten Selektionsverfahren die geeigneten
Jugendlichen zu finden. Dies führe auch zu mehr Lehrabbrüchen, welche die gesamte
Wirtschaft negativ treffen würden.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Es sei auch den
Verbundpartnern der Berufsbildung ein grosses Anliegen, dass die Jugendlichen eine
geeignete Lehrstelle finden. Beim Entscheid der Schweizerischen Berufsbildungsämter-
Konferenz, wonach Lehrstellen schon rund 1.5 Jahre vor Antrittsbeginn publiziert
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BERNADETTE FLÜCKIGER
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werden können, sei es aber vor allem darum gegangen, den Mädchen und Jungen sowie
ihren Eltern einen Ausblick zu bieten, «welche Betriebe im Sommer des
darauffolgenden Jahres Lehrstellen anbieten». Ausserdem sei die Tripartite
Berufsbildungskonferenz daran, ein «Commitment Lehrstellen» zu erarbeiten, damit
die Berufswahlvorbereitung für die Jungendlichen nach einem sinnvollen Zeitplan
vonstattengehen kann. Daher brauche es keine weiteren Massnahmen in diesem
Bereich, schloss der Bundesrat.
Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. Nachdem
Daniel Jositsch und Bildungsminister Parmelin ihre Argumente wiederholt hatten, nahm
die kleine Kammer den Vorstoss sehr knapp, mit 20 zu 19 Stimmen, bei einer
Enthaltung, an. 20

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Motion «Förderung der
Mobilität und der Sprachaufenthalte der Lernenden» der WBK-NR. Matthias Michel
(fdp, ZG) beantragte seitens der Kommissionsmehrheit die Ablehnung der Motion. Die
Kommission unterstütze das Grundanliegen – den sprachlichen Austausch der
Jugendlichen in der beruflichen Grundbildung –, sie sei aber der Ansicht, dass die
Forderung bereits umgesetzt werde. So seien im Rahmen der Kulturbotschaft 2021-
2024 bereits ausreichend Mittel für die sprachliche Mobilität gesprochen worden.
Zudem plane die Initiative Berufsbildung 2030 die Digitalisierung voranzutreiben, damit
dürfe auch der Forderung nach einer digitalen Informationsplattform entsprochen
werden, so Michel. Demgegenüber argumentierte Johanna Gapany (fdp, FR), dass der
sprachliche Austausch bei den Lernenden noch nicht genügend gefördert werde. Die
Lehre müsse noch stärker aufgewertet werden, entsprechend solle die Motion
angenommen werden.
Schliesslich entschied sich der Ständerat äusserst knapp, mit 21 zu 20 Stimmen, für die
Annahme der Motion. 21

MOTION
DATUM: 14.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Sommer 2021 wurde in den Schweizer Zeitungen über ein grosses Reformprojekt bei
der kaufmännischen Lehre diskutiert. 
Diese Reform, genannt «Kaufleute 2022», wurde vom SBFI im Frühling 2021 in eine
Anhörung geschickt. Im Zentrum standen dabei der Aufbau von
Handlungskompetenzen, die Vermittlung von fundiertem Grundlagenwissen, die
Durchlässigkeit innerhalb der verschiedenen kaufmännischen Abschlüsse, ein neues
Fremdsprachenkonzept sowie ein Gesamtkonzept für die lehrbegleitende
Berufsmaturität.
Die Aargauer Zeitung berichtete, dass wichtige Punkte des Reformvorhabens auf Kritik
gestossen seien, beispielsweise bei der Aargauer SVP und der FDP sowie der Aargauer
Bildungsdirektion und der Aargauer KV-Rektorenkonferenz. Widerstand formierte sich
insbesondere gegen die Auflösung der bisherigen Unterrichtsfächer und der anstelle
dessen einzuführenden Handlungskompetenzen und gegen die Streichung einer
zweiten Fremdsprache. Dieser zweite Punkt wurde auch von Ständerätin Baume-
Schneider (sp, JU) stark kritisiert. Ein weiterer Kritikpunkt betraf den Fahrplan der
Reform: Zahlreiche Anhörungsteilnehmende erachteten eine Inkraftsetzung der neuen
Bildungsverordnungen und Bildungspläne auf den Sommer 2022 als unrealistisch. Die
NZZ äusserte ebenfalls Kritik an einzelnen Punkten der Reform – insbesondere am
Fokus auf Kompetenzen anstelle von Fachwissen –, sah sie gesamthaft jedoch als
notwendig an, damit die Absolventinnen und Absolventen der KV-Lehre den
Herausforderungen der Zukunft, insbesondere der Digitalisierung, gewachsen seien.
Nachdem sich im Mai 2021 die beiden WBK über den Prozess informiert und je eine
gleichlautende Motion (Mo. 21.3608 und Mo. 21.3605) eingereicht hatten, welche die
Verschiebung der Inkraftsetzung der Reform auf 2023 forderten, informierte das SBFI
Mitte August 2021 über das weitere Vorgehen. Zum einen sei verbundpartnerschaftlich
entschieden worden, den Einführungszeitpunkt der Reform auf Sommer 2023 zu
verschieben, entsprechend wurde auch der Name der Reform auf «Kaufleute 2023»
geändert. Auch bei den Fremdsprachenkompetenzen kam das SBFI den Kritikern
entgegen; auch weiterhin sollen alle KV-Lernenden zwei Fremdsprachen erlernen. Zum
anderen hielt das SBFI jedoch daran fest, das Fachwissen in Handlungskompetenzen zu
vermitteln, dies sei in der Berufsbildung mittlerweile Usus. Dadurch gelinge es, den
Lernenden «Wissen in adäquater Tiefe und in Verbindung mit ihrem Berufsalltag» zu
vermitteln. 22
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WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp, TG) erläuterte die Vorteile der Motion «Bessere
Steuerung und Planbarkeit in der Berufsbildungsfinanzierung», welche von der WBK-
NR im Januar 2021 eingereicht worden war und nun in der Sommersession 2021 vom
Ständerat behandelt wurde. Mit diesem Vorstoss solle mehr Ordnung in die
Finanzierung der Berufsbildung gebracht werden. Ziel sei es, dass die Kantone mehr
Planungssicherheit bekämen, indem sie die Pauschalbeiträge für die Berufsbildung
unabhängig von den Berufsbildungsausgaben des Bundes erhielten. Entsprechend
beantragte die Kommission die Annahme der Motion. Bildungsminister Parmelin
anerkannte, dass das derzeitige System der Berufsbildungsfinanzierung komplex sei.
Aus Sicht des Bundesrates sei es aber sinnvoller und realistischer, die Forderung der
Motion erst im Rahmen der BFI-Botschaft 2025-2028 anzugehen. Daher lehnte der
Bundesrat die Motion ab. Anschliessend stimmte der Ständerat der Motion jedoch
deutlich zu – mit 35 zu 1 Stimmen, bei einer Enthaltung. 23

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) forderte in einem im Frühjahr 2021
eingereichten Postulat, dass Massnahmen geprüft werden, um zu verhindern, dass
Studierende und Lernende der Berufsbildung aufgrund der Covid-19-Pandemie
diskriminiert werden. Der Bundesrat solle dazu unter anderem untersuchen, inwiefern
den Auszubildenden Wissenslücken drohen und wie sich diese auf die Qualität der
Diplome und in der Folge auch auf die Chancen auf dem Arbeitsmarkt auswirken
können und dazu einen Bericht vorlegen. Die Postulantin wollte ebenfalls wissen, ob
Bund und Kantone Massnahmen planen – beispielsweise einen runden Tisch mit den
Sozialpartnern –, um den Menschen zu helfen, die ihre Ausbildung aufgrund der
Auswirkungen der Pandemie nicht mit einem Diplom abschliessen können.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Sommersession 2021 von Nationalrat diskussionslos angenommen. 24

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Juni 2021 vermeldeten die Medien, dass das SBFI eine Überprüfung der Titel in der
Höheren Berufsbildung (HBB) plane. Das Staatssekretariat wolle diese Analyse
vornehmen, um die Bildungsabschlüsse an den Höheren Fachschulen besser zu
positionieren. Dabei solle auch die Einführung der Titel «Professional-Bachelor» und
«Professional-Master» geprüft werden. Wie die Sonntagszeitung berichtete, führte
Deutschland Anfang 2020 ebendiese akademischen Titel für Absolventinnen und
Absolventen einer Berufslehre ein. Darauf reagierte Nationalrat Aebischer (sp, BE) mit
einer Motion, die die Einführung der Bezeichnungen «Professional Bachelor» und
«Professional Master» für die Abschlüsse der HBB forderte. Befürworter dieser
Titeläquivalenz wie Aebischer oder Alt-Nationalrat Rudolf Strahm argumentierten, dass
solche englischen Titel für die Höhere Berufsbildung gerade im Ausland einen Mehrwert
generieren würden. In anderen Ländern würden die Schweizer Bezeichnungen nämlich
nicht verstanden, wodurch Schweizer Absolventinnen und Absolventen der HBB
anderen Stellenbewerberinnen und -bewerbern gegenüber schlechter gestellt würden.
Diesem Argumentarium schloss sich auch SGV-Direktor Hans-Ulrich Bigler an. Die
Kritikerinnen und Kritiker einer solchen Anpassung, namentlich swissuniversities und
FH Schweiz, der Dachverband der Absolventinnen und Absolventen Fachhochschule,
befürchteten hingegen gemäss Sonntagszeitung, dass die Einführung von Titeln in der
HBB zu Verwechslungsgefahr mit den akademischen Abschlüssen auf der universitären
und der Fachhochschul-Ebene führen würde. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Philippe Bauer (fdp, NE) wollte mittels eines im Juni 2021 eingereichten Postulats
Informationen zur Entwicklung der überbetrieblichen Kurse erhalten. Die
überbetrieblichen Kurse (ÜK) finden im Rahmen der Berufsbildung statt und dienen
dem Erwerb grundlegender praktischer Fertigkeiten; sie werden ergänzend zur
Ausbildung in der Berufsschule und im Lehrbetrieb durchgeführt. Ständerat Bauer
kritisierte, dass die Entwicklung der Anzahl Tage, an denen gemäss den verschiedenen
Bildungsverordnungen und -plänen ÜK stattfinden, sowie ihrer Kosten unübersichtlich
sei. Generell scheine es, dass die Anzahl Tage für ÜK und somit auch ihre Kosten in den
letzten Jahren angestiegen seien. Da die Kosten vor allem durch die ausbildenden
Unternehmen und die Kantone getragen würden, könne dieser Anstieg dazu führen,
dass sich manche Lehrbetriebe vom System der Grundbildung im Dualsystem
abwenden, was es zu verhindern gelte.
Der Bundesrat empfahl den Vorstoss zur Ablehnung. Er verwies insbesondere auf
laufende Arbeiten der TBBK. Diese wurde beauftragt, die verschiedenen Aspekte der ÜK
zu untersuchen, darunter auch deren Finanzierung. Darauf basierend sollen

POSTULAT
DATUM: 29.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Verbesserungsvorschläge ausgearbeitet und geprüft sowie allenfalls konkrete
Massnahmen erarbeitet werden. Bei allen diesen Schritten würden die Kantone sowie
die Organisationen der Arbeitswelt einbezogen. Vor diesem Hintergrund erachtete der
Bundesrat das Anliegen als bereits erfüllt.
Der Ständerat befasste sich im Herbst 2021 mit der Thematik. Dabei betonte Postulant
Bauer, dass es ihm bei seinem Postulat nicht nur darum gehe, über die Finanzen zu
sprechen, sondern einen allgemeinen Überblick über diese Kurse zu erhalten. Die
grosse Mehrheit der kleinen Kammer folgte den Worten Bauers und nahm das Postulat
mit 26 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 26

Nadine Masshardt (sp, BE) reichte im März 2021 eine parlamentarische Initiative zur
Förderung der politischen Bildung in der Berufsbildung ein. Sie forderte, dass die
politische Bildung im Berufsbildungsgesetz als besondere Leistung im öffentlichen
Interesse aufgeführt wird. Damit könne sich der Bund an den Kosten für diese
Förderung beteiligen. Masshardt argumentierte, dass insbesondere bei den
Berufsschülerinnen und -schülern ein grosser Bedarf an einer stärkeren Gewichtung
der politischen Bildung im Unterricht bestehe.
Die WBK-NR befasste sich im November 2021 mit der Initiative, dabei gab ihr eine
knappe Mehrheit der Kommission keine Folge. Die Kommissionsmehrheit war der
Ansicht, dass der bisher angebotene Staatskundeunterricht in den Berufsschulen
ausreiche und der Bundesrat bereits heute Projekte zur politischen Bildung fördern
könne. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Andri Silberschmidt (fdp, ZH) beabsichtigte mit einer im März 2021 eingereichten
parlamentarischen Initiative, die berufsorientierten Aus- und Weiterbildungen
steuerlich stärker zu begünstigen. Die WAK-NR prüfte das Geschäft im November 2021;
eine deutliche Mehrheit der Kommission  (20 zu 5 Stimmen) beantragte, der Initiative
keine Folge zu geben. Die Kommissionsmehrheit befand, dass vor allem Personen mit
hohem Einkommen von dieser Massnahme profitieren würden. Zudem könnten durch
rein fiskalische Massnahmen die Aus- und Weiterbildungen nicht angemessen gefördert
werden. Da die Kommission aber durchaus Handlungsbedarf auf diesem Gebiet sah,
reichte sie ein Postulat (Po. 21.4342) ein, mit dem der Bundesrat beauftragt werden soll,
Massnahmen vorzuschlagen, wie die Ausbildungs- und Weiterbildungsbedürfnisse des
Arbeitsmarktes auf der einen Seite und diejenigen der Arbeitskräfte auf der anderen
Seite besser aufeinander abgestimmt werden können. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2021 publizierte die TBBK ihr Commitment zu fairen Chancen in der
Berufswahl und bei der Lehrstellenbesetzung. Die TBBK – zusammengesetzt aus den
Verbundpartnern der Berufsbildung – verpflichtete sich damit, offene Lehrstellen
frühestens im August des Vorjahres auszuschreiben sowie Lehrverträge frühestens ein
Jahr vor Lehrbeginn abzuschliessen. Ausserdem sollen die kantonalen
Berufsbildungsämter die Lehrverträge frühestens im September des Vorjahres
genehmigen können. Hintergrund dieser Vereinbarung war die Problematik, dass ein
eigentlicher Wettlauf um die Lernenden respektive die Ausbildungsplätze entstanden
war, wodurch die Eltern und die angehenden Auszubildenden unter Druck gerieten und
unausgereifte Entscheidungen hinsichtlich der Lehrstelle treffen mussten. Mit dem
Commitment soll erreicht werden, dass die Jugendlichen eine adäquate Lehrstelle
finden und die Betriebe zu den geeigneten Auszubildenden kommen. 29

ANDERES
DATUM: 10.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 mit einer Motion von Martina
Munz (sp, SH), welche Freiwilligeneinsätze von Jugendlichen im Ausland fördern wollte.
Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) argumentierte für die Mehrheit der vorberatenden
WBK-SR, dass die Motion unnötig sei, da Organisationen, welche Austauschaktivitäten
von Jugendlichen anbieten, bereits heute über das Kinder- und
Jugendförderungsgesetz unterstützt würden. Darüber hinaus sei eine Schweizer
Teilnahme an einem EU-Programm aufgrund der schwierigen Beziehungen zwischen der
Schweiz und der EU derzeit unrealistisch. Dem entgegnete Maya Graf (gp, BL) für die
Kommissionsminderheit, dass mit der Schweizer Separatlösung zu Erasmus plus nur ein
sehr eingeschränktes Angebot für den Austausch im Freiwilligenbereich angeboten
werde. Insbesondere für Jugendliche, die über einen Berufsbildungsabschluss
verfügen, sei es fast unmöglich, einen solchen Austausch im Ausland durchzuführen.

MOTION
DATUM: 06.12.2021
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Die kleine Kammer lehnte die Motion jedoch mit 26 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen
ab. 30

Der Nationalrat behandelte in der Wintersession 2021 eine Initiative Masshardt (sp, BE)
zur Förderung der politischen Bildung in der Berufsbildung. Eine knappe Mehrheit der
vorberatenden WBK-NR hatte der Initiative keine Folge gegeben. Im Plenum war es
unbestritten, dass der politischen Bildung von jungen Menschen eine grosse Bedeutung
für das Funktionieren der Demokratie zukommt. Masshardt und Locher Benguerel (sp,
GR) als Befürworterinnen der Initiative vertraten den Standpunkt, dass es vor allem in
den Berufsschulen noch Verbesserungspotential gebe. Studien hätten gezeigt, dass sich
Berufsschülerinnen und -schüler weniger politisch interessiert zeigten als Gleichaltrige,
die aufs Gymnasium gingen. Gerade in diesem Alter, in dem bald die politische
Mündigkeit erreicht werde, sei es aber entscheidend, ein ausreichendes Verständnis
für die politischen Rechte und Abläufe zu erhalten. Christian Wasserfallen (fdp, BE)
erläuterte als Sprecher der Kommissionsmehrheit, dass die politische Bildung bereits
genügend im Unterricht verankert sei, auch auf Stufe der Berufsschulen. Zudem wolle
der Bundesrat in Kürze die Rahmenlehrpläne und die Bildungspläne im Bereich der
politischen Bildung überarbeiten und verbessern.
Im Anschluss an diese Diskussion gab die grosse Kammer der Initiative mit 97 zu 86
Stimmen, bei 4 Enthaltungen, relativ knapp Folge. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befand in der Wintersession 2021 über eine parlamentarische Initiative
zur steuerlichen Begünstigung von Weiterbildungen von Andri Silberschmidt (fdp, ZH).
Er vertrete immer noch die Ansicht, dass es eine Weiterbildungsoffensive brauche,
ziehe seine Initiative aber aufgrund des von der WAK-NR eingereichten Postulats zur
Vereinbarkeit der Bedürfnisse des Arbeitsmarktes, der Arbeitskräfte und der Wirtschaft
zurück, erläuterte der FDP-Parlamentarier. Die Initiative ist damit erledigt. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Hochschulen

Eine Statistik des BFS vom Februar 2021 präsentierte interessante Zahlen zum
Beschäftigungsgrad und zu den Einkünften der Studierenden an Schweizer
Hochschulen. Die Zahlen basieren auf einer Online-Befragung, an welcher circa 75
Prozent aller Studierenden teilgenommen hatten. Die Studierenden wurden dabei
gebeten, über die Zeit vor der Corona-Pandemie Auskunft zu geben. 
Aus dieser Erhebung wurde ersichtlich, dass drei Viertel der Studierenden einer
Erwerbstätigkeit nachgehen. Dabei arbeiteten sie im Durchschnitt knapp 10 Stunden
pro Woche. Der daraus resultierende Lohn machte im Durchschnitt 39 Prozent der
Einnahmen der Studierenden aus. Der grösste Teil der Einnahmen stammte aber aus
dem familiären Umfeld der Studierenden. Für das Studium wandten die Studierenden
wöchentlich durchschnittlich 35.4 Stunden auf. Die Befragung ergab des Weiteren, dass
die Studierendem mit zunehmendem Alter weniger Zeit fürs Studium, dafür aber mehr
Zeit für die Erwerbstätigkeit, die Hausarbeit und die Familie einsetzten. 33

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im März 2021 verabschiedete der ETH-Rat seine neue Gender Strategie für die Jahre
2021-2024. Die Strategie gilt für den ganzen ETH-Bereich (ETHZ und EPFL) und verfolgt
das Ziel, den Frauenanteil in Lehre und Forschung, allen voran in den
Führungspositionen, weiter zu steigern. Die Strategie beinhaltet fünf Schwerpunkte:
Für die Verankerung der Chancengleichheit in den Institutionen sieht die Strategie
vor, dass alle Institutionen des ETH-Bereichs einen eigenen Equal Opportunities Plan
beziehungsweise einen Gender Action Plan erstellen. Anhand von Monitoringberichten
soll analysiert werden, ob die von den einzelnen Institutionen gesetzten Ziele erreicht
wurden. Des Weiteren werden alle Institutionen dazu angehalten, Massnahmen zu
ergreifen (beispielsweise Workshops durchzuführen), um die Mitarbeitenden bezüglich
Geschlechterstereotypen und geschlechtsbezogenen Vorurteilen zu sensibilisieren.
Diskriminierung, Mobbing, Drohungen, Gewalt und sexuelle Belästigung müssten
entschieden zurückgewiesen und sanktioniert werden. Auch solle stets die
Lohngleichheit sowie die Gleichbehandlung des Zugangs zu Ressourcen gewährleistet
sein. Für die Erhöhung des Frauenanteils wurden die verschiedenen ETH-Institutionen
dazu angehalten, quantitative Ziele festzulegen. Um diese Zielwerte zu erreichen,
wurden die beiden Hochschulen aufgefordert, Massnahmen zu ergreifen, um mehr
Frauen für ihre Bachelor- und Master-Studiengänge zu begeistern, in denen Frauen

ANDERES
DATUM: 04.03.2021
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zurzeit untervertreten sind. Währenddem soll bei den anderen Institutionen des ETH-
Bereichs der Frauenanteil auf Doktorats- und Postdoc-Stufe sowie bei
Leitungspositionen erhöht werden. Zudem soll auch die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie weiter gestärkt werden. Im Schwerpunkt Life-Domain-Balance werden als Ziel
flexible Arbeitsmodelle und eine Steigerung der Familienfreundlichkeit angestrebt, um
eine gute Balance der verschiedenen Lebensbereiche zu ermöglichen. Schliesslich wird
auch die Lehre und Forschung beauftragt, Genderfragen zu thematisieren. Personen,
die in der Lehre tätig oder für Beurteilungen oder Laufbahnentwicklung zuständig sind,
sollen dahingehend sensibilisiert werden, dass es zu geschlechtsspezifischen
Differenzen betreffend Lernstrategien oder der Selbstwirksamkeitserwartung kommen
kann.
Die Institutionen des ETH-Bereichs wollen für die Umsetzung dieser Strategie insgesamt
rund CHF 13 Mio. ausgeben. 34

Im Januar 2021 reichte die WBK-NR eine Motion ein, in welcher sie forderte, dass der
ETH-Rat beauftragt wird, rasch eine Sensibilisierungskampagne gegen Belästigungen
an den ETH umzusetzen.
Der Bundesrat erklärte, dass er das Anliegen unterstütze und empfahl folglich die
Annahme der Motion. 
Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Frühjahrssession 2021 diskussionslos an. 35

MOTION
DATUM: 16.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

National- und Ständerat einigten sich in der Frühjahressession 2021 auf die Änderung
des ETH-Gesetzes. Dafür war eine Einigungskonferenz nötig geworden, da sich die
beiden Kammern nach dem Differenzbereinigungsverfahren bei einigen wenigen
Punkten noch immer nicht einig waren. Die Einigungskonferenz schloss sich bei allen
offenen Punkten dem Vorschlag des Ständerates an. Sie schlug vor, dass den beiden
ETH und den Forschungsanstalten in wichtigen Bereichen kein Beschwerderecht gegen
Entscheide des ETH-Rates zustehen soll. Zudem soll der Bundesrat (und nicht der ETH-
Rat) die Mitglieder der ETH-Beschwerdekommission wählen; auch soll es dem
Bundesrat obliegen, die Geschäftsordnung der Beschwerdekommission zu erlassen.
Dabei müssen aber mindestens vier Mitglieder der Kommission dem ETH-Bereich
angehören. In den Schlussabstimmungen stimmten die beiden Räte dem Vorschlag der
Einigungskonferenz jeweils einstimmig zu. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat publizierte im April 2021 die strategischen Ziele für den ETH-Bereich
für die Periode 2021-2024. Der ETH-Bereich umfasst die ETHZ, die EPFL sowie die vier
Forschungsanstalten EAWAG, WSL, EMPA und PSI. 
Die Regierung erwartete, dass der ETH-Bereich weiterhin eine ausgezeichnete Lehre
anbietet. Auf dem Gebiet der Forschung solle der ETH-Bereich seine internationale
Spitzenposition halten, seine Forschungsinfrastrukturen weiterentwickeln und sie der
Forschungscommunity anbieten. Auch soll er die Zusammenarbeit mit den kantonalen
Hochschulen, mit privaten Schweizer Forschungsinitiativen sowie mit international
führenden Institutionen intensivieren. Betreffend die Studierenden und die
Angestellten machte der Bundesrat die Vorgabe, dass der ETH-Bereich für die besten
Studierenden und Forschenden attraktiv bleiben müsse. Des Weiteren solle im
Personalbereich dafür gesorgt werden, dass der Frauenanteil in Lehre und Forschung
weiter gesteigert und jegliche Art von Diskriminierung und Belästigung beseitigt
werden. Überdies sollen die Querschnittthemen Digitalisierung, Energie, Umwelt und
Nachhaltigkeit priorisiert werden. 37

ANDERES
DATUM: 21.04.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Forderung nach einer
Sensibilisierungskampagne gegen Belästigungen an den ETH. Dieses von der WBK-NR
eingebrachte Anliegen stiess grundsätzlich auch in der WBK-SR auf Zuspruch, wie
Andrea Gmür-Schönenberger (mitte, LU) erläuterte. Die Kommissionsmehrheit
beantragte jedoch die Ablehnung der Motion, weil der ETH-Bereich bereits zahlreiche
Schritte zur Sensibilisierung unternommen habe. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI)
deutete eine allfällige Ablehnung der Motion als falsches Signal. Sie forderte im Namen
der Kommissionsminderheit die Annahme des Vorstosses, da es notwendig sei, einen
umfassenden kulturellen Wandel herbeizuführen. Auch müssten die Studierenden
stärker einbezogen werden, dies sei bis anhin nicht geschehen.
Die kleine Kammer folgte in der anschliessenden Abstimmung der
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Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion mit 22 zu 14 Stimmen ab. 38

Die APK-NR reichte im August 2021 eine Motion ein, welche verlangte, dass der
Bundesrat bis zur Wintersession 2021 eine Finanzierungsbotschaft für die Schweizer
Teilnahme am EU-Austauschprogramm Erasmus plus vorlegen soll. Die Kommission war
der Ansicht, dass sich der Bundesrat bislang zu wenig für eine Schweizer Assoziierung
an dieses Programm eingesetzt habe, obwohl er sich bereits für eine Teilnahme
ausgesprochen hatte – beispielsweise im Rahmen der im Jahr 2017 überwiesenen
Motion der WBK-SR mit dem Titel «Vollassoziierung an Erasmus plus ab 2021». Eine
Kommissionsminderheit Köppel (svp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion.
Der Bundesrat schloss sich dem Antrag der Minderheit an. Er strebe zwar weiterhin die
Teilnahme der Schweiz an dem Austauschprogramm an, jedoch seien davor noch einige
Punkte zu klären. Zum einen betrachte die EU eine Assoziierung im Rahmen der
Gesamtbeziehungen Schweiz-EU und sei bisher noch nicht bereit gewesen, mit der
Schweiz exploratorische Gespräche über die wichtigsten Eckpunkte einer Assoziierung
zu beginnen. Zum anderen sei die Deblockierung des Schweizer Beitrags an ausgewählte
EU-Staaten eine Grundbedingung der EU für eine Assoziierung an Erasmus plus. Vor
diesem Hintergrund sei es nicht realistisch, innert weniger Monate eine
Finanzierungsbotschaft zu erarbeiten, zumal auch die Höhe der finanziellen Beteiligung
noch nicht geklärt sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Herbstsession 2021 mit dem Vorstoss, wobei
Nicolas Walder (gp, GE) und Christa Markwalder (fdp, BE) die Motion präsentierten.
Walder wies darauf hin, dass sich auch das Parlament schon mehrmals für eine
Assoziierung ausgesprochen habe und es deshalb wirklich an der Zeit sei, dass der
Bundesrat eine Botschaft vorlege. Das bundesrätliche Argument, dass die finanziellen
Bedingungen noch nicht geklärt seien, liess Walder nicht gelten. Die Höhe der
Schweizer Beteiligung könne anhand der Berechnungen, welche für die EWR-Staaten
bereits vorgenommen worden seien, eruiert werden. Christa Markwalder ergänzte, dass
die europäischen Mobilitätsprogramme «für die Erweiterung des Erfahrungshorizonts
der jungen Generationen zentral» seien. Die bilateral getroffenen
Hochschulvereinbarungen vermöchten diese Austauschprogramme nicht zu ersetzen,
schloss Markwalder. Franz Grüter (svp, LU), welcher die Minderheit Köppel vertrat, sah
dies anders. Für ihn stand ausser Frage, dass die bestehenden Alternativprogramme der
Schweizer Hochschulen von grosser Qualität seien. Zudem seien diese Alternativen auf
weltweiten Austausch ausgerichtet; dies sei sehr wichtig, da sich viele renommierte
Hochschulen ausserhalb Europas befänden. Erasmus plus hingegen sei teuer, unflexibel
und bürokratisch. Hinzu komme der Fakt, dass die EU – wie vom Bundesrat erläutert –
selber noch gar keinen Willen gezeigt habe, der Schweiz eine Assoziierung anzubieten.
Diese Worte vermochten jedoch nicht über die SVP-Fraktion hinaus zu mobilisieren.
Der Nationalrat nahm die Motion mit 131 zu 48 Stimmen deutlich an. 39

MOTION
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Das im Jahr 2014 gegründete Schweizerische Zentrum für Islam und Gesellschaft
(SZIG) in Freiburg stand im Zentrum eines im Juni 2021 eingereichten Postulats von
Piero Marchesi (svp, TI). Marchesi forderte von der Regierung einen umfassenden
Bericht über dieses Zentrum und seine Tätigkeiten. Zudem sei zu prüfen, ob die
Voraussetzungen für eine Streichung der finanziellen Mittel des Bundes gegeben seien.
Der Postulant erläuterte, dass das SZIG, das der Universität Freiburg angegliedert sei,
Glaube und Wissenschaft miteinander vermische. So habe eine Direktorin des SZIG
beispielsweise darauf hingewiesen, wie das Schweizer Recht ausgelegt werden kann,
«dass ein Sohn beim Erben im Verhältnis zu seiner Schwester begünstigt wird, wie es im
islamischen Recht vorgesehen ist».
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde vom Nationalrat in
der Herbstsession 2021 stillschweigend angenommen. 40

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im Herbst 2021 kam es an den Schweizer Hochschulen zu einigen Diskussionen rund
um das Covid-19-Zertifikat: Auf den Beginn des Herbstsemesters 2021 empfahl die
Dachorganisation swissuniversities den Hochschulen eine Zertifikatspflicht für ihre
Präsenzveranstaltungen einzuführen. Zahlreiche Institutionen folgten dieser
Empfehlung; für die ungeimpften Studierenden wurden im Gegenzug meistens Gratis-
Tests bereitgestellt sowie Fernunterricht angeboten. Kurz nach der Ankündigung der
Hochschulen, die Zertifikatspflicht einzuführen, formierten sich erste Gruppierungen –
beispielsweise «Zertifikatsfreie Bildung» –, die am ersten Tag des neuen Semesters
gegen die Zertifikatspflicht protestierten. Zu solchen Kundgebungen kam es etwa in

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Bern, Zürich, Basel, Luzern und St. Gallen. Zwei Studentinnen der Gruppierung
«Zertifikatsfreie Bildung» respektive dem francophonen Pendant «Education sans
certificat» kritisierten, dass die Zertifikatspflicht dazu führe, dass der Impfstatus über
das Recht auf den Zugang zu Bildung entscheide. Dies käme einer Diskriminierung
gleich. In Zürich musste sich schliesslich gar die Justiz mit der Frage der
Zertifikatspflicht an der Universität beschäftigen, nachdem ein Student Rekurs
eingelegt hatte. Für die von der NZZ dazu befragten Regina Kiener und Daniel Möckli
vom Institut für Völkerrecht und ausländisches Verfassungsrecht der Universität Zürich
war jedoch klar, dass bei der Zertifikatspflicht nicht von einer Diskriminierung
gesprochen werden könne. Diese liege nur vor, «wenn eine Person nicht wegen ihres
Verhaltens, sondern allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Minderheit oder wegen
bestimmter angeborener Merkmale schlechter behandelt wird». 41

Der Ständerat befasste sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung nach einer
Finanzierungsbotschaft für die Schweizer Teilnahme am EU-Austauschprogramm
Erasmus plus. Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG) erläuterte im Namen der WBK-SR, dass
diese Sympathien für das Anliegen habe, jedoch mehrheitlich beantrage, die Motion
abzulehnen, da die geforderte Präsentation einer solchen Botschaft bis Ende
Wintersession 2021 nicht umsetzbar sei. Zudem liege seitens der EU noch kein
Verhandlungsmandat vor. Carlo Sommaruga (sp, GE), der einen Minderheitsantrag auf
Annahme der Motion gestellt hatte, sowie Maya Graf (gp, BL) waren anderer Meinung.
Sie verwiesen auf die Relevanz dieses Austauschprogramms für junge Erwachsene und
erinnerten daran, dass sich die Räte bereits für die Vollassoziierung der Schweiz
ausgesprochen hatten. Es liege am fehlenden Respekt gegenüber dem Entscheid des
Parlaments und am Mangel an politischem Willen seitens des Bundesrates, dass dieser
in diesem Dossier nicht vorangehe. Anders sei es nicht zu erklären, dass er
beispielsweise für das EU-Forschungsprogramm Horizon Europe bereits im Mai 2020
eine Finanzierungsbotschaft vorgelegt habe, obwohl dort vonseiten der EU auch kein
Verhandlungsmandat vorgelegen habe.
Nachdem Bildungsminister Parmelin noch einmal dargelegt hatte, weshalb es dem
Bundesrat derzeit nicht möglich sei, die geforderte Botschaft vorzulegen, lehnte die
kleine Kammer die Motion mit 23 zu 14 Stimmen bei 3 Enthaltungen ab. 42

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Forschung

Im Februar 2021 präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des FIFG
(BRG 21.026). Das Hauptziel dieser Gesetzesrevision lag darin, der Schweizerischen
Agentur für Innovationsförderung Innosuisse bei ihrer Förderpraxis mehr
Handlungsspielraum und Flexibilität zu geben. Neu sollen sich Unternehmen, welche bei
der Förderung von Innovationsprojekten als Umsetzungspartner fungieren, mit 40 bis
60 Prozent an den Gesamtkosten beteiligen. Im Ausnahmefall soll die Innosuisse auch
eine höhere oder tiefere Beteiligungsquote festlegen können. Bisher beteiligten sich
die Unternehmen in der Regel zu 50 Prozent an den Kosten. Eine weitere
vorgeschlagene Neuerung bestand darin, dass Innosuisse künftig Innovationsprojekte
von Start-ups direkt finanzieren kann. Bisher war nur eine indirekte Förderung möglich
– beispielsweise in den Bereichen Coaching oder Weiterbildung. Mit dieser
gesetzlichen Anpassung soll der Start-up-Szene in der Schweiz zusätzlicher Schub
verliehen werden. Zudem soll die Innosuisse auch «bei der Nachwuchsförderung, bei
der Förderung des wissenschaftsbasierten Unternehmertums und dem Wissens- und
Technologietransfer sowie bei der Entschädigung für indirekte Forschungskosten
(Overhead) bei vom Bund unterstützten Technologiekompetenzzentren» mehr
Möglichkeiten erhalten. Daneben schlug der Bundesrat auch noch weitere kleinere
Änderungen des FIFG vor. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.02.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat gab Ende März 2021 – und damit wenige Wochen nachdem er die
Botschaft zur Änderung des Forschungs- und Innovationsförderungsgesetzes
präsentiert hatte – seine strategischen Ziele für die Innosuisse für die Jahre 2021-
2024 bekannt. Das Kerngeschäft der Innosuisse solle weiterhin im effizienten und
direkten Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis liegen. Die Innosuisse solle
dabei vor allem KMU unterstützen, damit diese weiterhin in ihre Forschung und
Entwicklung investieren, gab der Bundesrat bekannt.
Die Schwerpunkte der Strategie bestanden unter anderem in der Förderung von
Projekten mit einem hohen volkswirtschaftlichen Potential sowie von
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«Flaggschiffprojekten». Unter letzteren versteht der Bundesrat Projekte zu
Innovationsthemen von grosser und bereichsübergreifender Bedeutung (Beispielsweise
im Bereich der Nachhaltigkeit). Schliesslich soll die Innosuisse in den Jahren 2021 und
2022 auch das Ziel verfolgen, das Impulsprogramm «Innovationskraft Schweiz»
erfolgreich umzusetzen und damit dafür sorgen, dass Unternehmen ihre
Innovationskraft trotz der Corona-Krise behalten können. 44

Nationalrätin Martina Munz (sp, SH) beabsichtigte mit einer im Juni 2019 eingereichten
Motion, den ETH-Bereich zu einem international führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk
zu entwickeln, dies sowohl in Lehre und Forschung als auch im operativen Bereich.
Munz war der Ansicht, dass die Institutionen der ETH noch mehr leisten müssten, um
sich zu einem «international herausragenden Netzwerk» mit Best-Practice-
Anwendungen zu mausern. Der Campus Hönggerberg in Zürich würde sich
beispielsweise besonders eignen, um in den Bereichen Wohnen, Arbeiten, Konsumation
und Beschaffung vorbildliche, nachhaltige Lösungen zu entwickeln, argumentierte die
Motionärin. 
Der Bundesrat zeigte viel Verständnis für das Anliegen der Sozialdemokratin, beantragte
aber dennoch die Ablehnung der Motion, da der ETH-Bereich bereits heute grosse
Anstrengungen bei der Erforschung und der Umsetzung nachhaltiger Lösungen
erbringe. Gute Beispiele seien etwa das PSI, welches wichtige Impulse für den
nachhaltigen Wandel des Schweizer Energiesystems liefere, oder auch der ETH-
Mensabereich, der konsequent von Einweg- auf Mehrwegverpackungen umgestellt
worden sei.
Der Nationalrat beschäftigte sich in der Sommersession 2021 mit dem Vorstoss. In
diesem Rahmen bekräftigte Martina Munz ihre Haltung, dass der ETH-Bereich noch
nachhaltiger werden müsse; das erklärte Ziel von 50 Prozent weniger
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegenüber dem Jahr 2006 sei zu wenig ambitioniert.
Nachdem Bildungsminister Guy Parmelin noch einmal die Haltung des
Gesamtbundesrates dargelegt hatte, kam der Vorstoss zur Abstimmung. Die grosse
Kammer sprach sich mit 105 zu 85 Stimmen (bei vier Enthaltungen) für die Annahme der
Motion aus. Die ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden
SVP-Fraktion, von einer grossen Mehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion sowie von einigen
Mitgliedern der Mitte-Fraktion. 45

MOTION
DATUM: 01.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat legte im Mai 2021 seine Botschaft zur Finanzierung der Beteiligung der
Schweiz am «Square Kilometre Array Observatory» (SKAO) vor. Beim SKAO handelt es
sich um ein internationales Forschungsinfrastrukturprojekt für den Bau und Betrieb von
Radioteleskopen zur Erforschung des Universums. Dabei stehen Fragen zur Entstehung
von Galaxien, zur dunklen Materie oder auch zum kosmischen Magnetismus im Zentrum
des Interesses. Das Projekt wird vor allem vom Vereinigten Königreich, von Australien
und von Südafrika geplant und finanziert; die Gesamtkosten werden auf knapp 2 Mrd.
Euro geschätzt. Die Bundesversammlung hatte bereits im Rahmen der BFI-Botschaft
2021-2024 einem Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 8.9 Mio. für den Beitritt
der Schweiz zu SKAO zugestimmt. Der Bundesrat wies in der Botschaft jedoch darauf
hin, dass diese gesprochenen Gelder nur bis 2024 reichten; um die Finanzierung der
Beteiligung der Schweiz bis 2030 zu gewährleisten, seien weitere Mittel notwendig. Er
beantragte deshalb eine Erhöhung des Kredits um CHF 24.7 Mio. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Da sich die beiden Räte im Rahmen der Debatten zur Botschaft über die Bildung,
Forschung und Innovation 2021-2024 im Jahr 2020 für den Erhalt des Gosteli Archivs
ausgesprochen hatten und das WBF entsprechend im Dezember 2020 CHF 2.29 Mio.
für die Jahre 2021-2024 gesprochen hatte, lehnte der Ständerat die Motion der WBK-
NR zum Erhalt des Gosteli Archivs in der Sommersession 2021 stillschweigend ab. 47

MOTION
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2021 mit der Änderung des FIFG,
durch welche die Innosuisse mehr Flexibilität erhalten soll. Der Nationalrat folgte dabei
in weiten Teilen dem Vorschlag des Bundesrates, stimmte aber auch einigen wichtigen
Änderungsanträgen der Mehrheit der vorberatenden WBK-NR zu. So sprach sich die
grosse Kammer etwa dafür aus, dass sich Firmen (die sogenannten Umsetzungspartner)
mit 30 bis 50 Prozent Eigenleistung finanziell an von der Innosuisse geförderten
Projekten beteiligen müssen. Der Bundesrat hatte eine Bandbreite von 40 bis 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Prozent vorgeschlagen und wollte die Umsetzungspartner damit stärker zur Kasse
bitten. Weiter erhöhte der Nationalrat auch die Obergrenze der Reserven, welche die
Innosuisse halten darf. Schliesslich entschied die grosse Kammer – entgegen dem
Antrag des Bundesrates –, dass als Stipendien ausgerichtete Forschungs- und
Förderbeiträge, die der SNF oder Innosuisse an Nachwuchsforschende vergeben, nicht
versteuert werden müssen. In der Gesamtabstimmung sprach sich die grosse Kammer
einstimmig, und zwar mit 186 zu 0 Stimmen, für die Gesetzesänderung aus. 48

Das SBFI informierte Ende Juni 2021, dass die Europäische Kommission die
Projekteingaben für das EU-Rahmenprogramm für Forschung und Innovation
«Horizon Europe 2021-2027» eröffnet habe. Da die Schweiz und die EU noch keine
Verhandlungen über eine Assoziierung der Schweiz begonnen haben, könnten
Forschende in der Schweiz zwar ebenfalls – wenn auch nur in beschränktem Ausmass –
an den Ausschreibungen teilnehmen, sie erhielten jedoch als Partizipierende aus einem
Drittstaat in der Regel keine Finanzierung seitens der Kommission. Der Bundesrat
strebe die Assoziierung als Vollmitglied an; solange diese jedoch noch nicht stehe,
werde die Finanzierung der entsprechenden Projekte durch das SBFI erfolgen. Die
entsprechende Finanzierung im Umfang von CHF 6.15 Mrd. war 2020 seitens der beiden
Räte gutgeheissen worden. Das SBFI schloss seine Medienmitteilung mit dem Hinweis
darauf, dass die Schweiz wohl in der nächsten Zeit von der Europäischen Kommission
informiert werde, wie diese hinsichtlich einer allfälligen Assoziierung der Schweiz
vorgehen wolle.
Die Medien zeigten sich im Gegensatz zum SBFI jedoch überzeugt, dass die EU nicht so
bald auf den Schweizer Wunsch nach einer Assoziierung eingehen werde. Die Schweiz
sei derzeit sogar schlechter gestellt als Länder wie die Türkei, mit denen aktuell
Verhandlungen laufen oder kurz bevorstehen. Zurückzuführen sei diese missliche Lage
auf den Abbruch der Verhandlungen über ein Rahmenabkommen sowie auf die
Zurückhaltung in Sachen Kohäsionsmilliarde für ausgewählte EU-Staaten. Die Aargauer
Zeitung befürchtete gar, dass die Deblockierung der Kohäsionsmilliarde eventuell nicht
reichen werde, um die EU-Kommission zu einem Verhandlungsbeginn betreffend
Horizon Europe zu bewegen. Die Medien zitierten auch mehrere Stimmen aus der
Forschungslandschaft der Schweiz, die sich besorgt über den derzeitigen Status der
Schweiz äusserten. So befürchtete Jean-Luc Barras, Abteilungsleiter institutionelle
Beziehungen beim SNF, eine «Erosion der wissenschaftlichen Forschung in der
Schweiz», währenddem Yves Flückiger, Präsident von swissuniversities, die
Forschenden in der Schweiz aufgrund dieser Situation als «groggy», also als
angeschlagen oder wackelig, bezeichnete. 49

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 25.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Mitte Juli 2021 gab das SBFI bekannt, dass die Schweiz beim EU-
Forschungsrahmenprogramm «Horizon Europe» für die Jahre 2021 bis 2027 bis auf
Weiteres als nicht-assoziierter Drittstaat behandelt wird, wie die Europäische
Kommission in einem Brief mitgeteilt habe. Dies habe zur Folge, dass Schweizer
Forschende nur in beschränktem Ausmass an den Ausschreibungen des Programms
partizipieren können. Dort, wo dies weiterhin möglich sei, werde die Finanzierung der
Projektkosten vom SBFI übernommen. Die Teilnahme an einigen renommierten
Einzelprojekten, wie etwa an denjenigen des European Research Council, sei aber
grundsätzlich nicht mehr möglich. Das SBFI liess zudem verlauten, dass der Bundesrat
weiterhin eine Assoziierung an Horizon Europe anstrebe, wofür die Europäische
Kommission jedoch gewisse Bedingungen genannt habe, namentlich die Auszahlung der
zweiten sogenannten Kohäsionsmilliarde. 
Die Medien schätzten diesen Ausschluss der Schweiz als schweren Schlag für die
Schweizer Forschungslandschaft ein. Die NZZ mutmasste, dass dieser Entschluss der EU
dem Abbruch der Verhandlungen über ein Rahmenabkommen geschuldet sei. Als
Konsequenz leide nun der Forschungsplatz Schweiz, da es für diesen nur noch eine
eingeschränkte internationale Kooperationsfähigkeit gebe und den Forschenden der
Verlust wichtiger wissenschaftlicher Netzwerke drohe. ETH-Ratspräsident Michael
Hengartner nannte diese Nicht-Assoziierung gar einen «Kollateralschaden». Er wies
darauf hin, dass der Zugang zum Horizon-Programm für die Innovationskraft des
gesamten Schweizer Forschungsplatzes von grossem Wert sei. Mit der jetzigen Situation
gebe es auch ein gewisses Risiko, dass insbesondere Nachwuchsforschende die
Schweiz verlassen könnten, um an einer Institution in der EU zu arbeiten. Der
Regierungsrat des Kantons Zürich schätzte die Lage gemäss Tages-Anzeiger ähnlich ein
und sprach von einem «Reputationsverlust für Schweizer Hochschulen». Mittelfristig
sehe der Regierungsrat daher keine Alternative zu einer Assoziierung der Schweiz an

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.07.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Horizon. 50

Der Ständerat beugte sich als Zweitrat im September 2021 über die Änderung des FIFG.
Benedikt Würth (mitte, SG) stellte die Vorlage vor und erläuterte die Beschlüsse der
vorberatenden WBK-SR. Die Kommission war zum Schluss gekommen, dass sie dem
Nationalrat in der Frage der Obergrenze der Reserven von Innosuisse folgen will. Sie
hatte aber drei Differenzen zum Nationalrat geschaffen. Zum einen hatte sie sich dafür
ausgesprochen, dass Stipendien an Nachwuchsforschende der Besteuerung unterliegen
sollen. Dies entspreche dem Grundsatz der Rechtsgleichheit, argumentierte die
Kommission, die damit dem Vorschlag des Bundesrates gefolgt war. Die Vorlage des
Bundesrates unterstützte die WBK-SR zum anderen auch mit ihrem Entscheid zur Höhe
der Beteiligung der Umsetzungspartner, also derjenigen Firmen, die sich an von
Innosuisse geförderten Projekten beteiligen. Sie hatte sich dafür eingesetzt, dass deren
Beteiligung bei einer Bandbreite von 40 bis 60 Prozent bleiben soll; damit wollte die
Kommission eine höhere Beteiligung als der Nationalrat, der diese bei 30 bis 50 Prozent
ansetzen wollte. Darüber hinaus hatte sich die Kommission dafür entschieden,
aufgrund der problematischen Situation in Bezug auf die Nicht-Assoziierung der
Schweiz an das EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe» eine neue Bestimmung
einzufügen. Mit dieser neuen Bestimmung soll es der Innosuisse ermöglicht werden,
Projekte mit grossem Innovationspotenzial von Jungunternehmen sowie von KMU zu
fördern. Dies sei notwendig geworden, weil die fehlende Assoziierung auch die
Innovationsförderung treffe. Bundesrat Parmelin zeigte sich mit den Anträgen der WBK-
SR einverstanden, auch den neu hinzugefügten Artikel betreffend Horizon Europe
schätzte er als sinnvoll ein. Der Ständerat folgte seiner Kommission anschliessend in
allen Punkten und stimmte der Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig zu. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Nachdem der Ständerat zu Beginn der Herbstsession 2021 die Änderung des FIFG
beraten und einige Differenzen zum Nationalrat geschaffen hatte, beugte sich die
grosse Kammer knapp zwei Wochen später und damit noch in derselben Session
bereits wieder über die Vorlage. Die Differenz betreffend die Besteuerung von
Stipendien an Nachwuchsforschende konnte rasch behoben werden. Hier folgte der
Nationalrat dem Beschluss des Ständerates. Dadurch unterliegen diese Stipendien nun
der ordentlichen Besteuerung. Der vom Ständerat aufgrund der Nicht-Assoziierung an
Horizon Europe eingefügte Passus betreffend die Förderung von Projekten mit grossem
Innovationspotenzial von Jungunternehmen wurde vom Nationalrat ebenso
gutgeheissen. Die letzte Differenz betraf die Bandbreite der finanziellen Beteiligung der
Umsetzungspartner. Minderheitssprecher Keller (svp, NW), der sich wie der Bundesrat
und der Ständerat für eine Beteiligung der Umsetzungspartner in der Höhe von 40 bis
60 Prozent aussprach, erläuterte, dass er eine tiefere finanzielle Beteiligung der
Umsetzungspartner für nicht ausgewogen halte; Innosuisse respektive der
Bundeshaushalt werde dazu zu stark belastet. Zudem stelle sich die Frage, wie innovativ
und zukunftsfähig ein Projekt überhaupt sei, das nur zu 30 Prozent selber finanziert
werden könne. Christian Wasserfallen (fdp, BE), der die Position der Mehrheit der WBK-
NR vertrat, sprach sich hingegen für eine Bandbreite von 30 bis 50 Prozent aus und
begründete dies mit der Tatsache, dass eine tiefere Beteiligung der Industriepartner
dafür sorgen könne, dass auch Projekte aus Disziplinen, die nicht sehr
wertschöpfungsintensiv seien, umgesetzt werden könnten.
Der Nationalrat folgte dem Antrag der Mehrheit und blieb damit bei einer niedrigeren
Beteiligung als dies der Ständerat zuvor gefordert hatte. Diese letzte Differenz konnte
folglich nicht bereinigt werden. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Beitritt der Schweiz zum SKAO stand in der Herbstsession 2021 auf der
Traktandenliste der grossen Kammer. Die beiden Kommissionssprecher Mustafa Atici
(sp, BS) und Fabien Fivaz (gp, NE) stellten die Vorlage detailliert vor und betonten unter
anderem, dass die von der Schweiz beigesteuerten finanziellen Mittel aufgrund des
Prinzips des garantierten industriellen Rückflusses wieder der Schweizer Wirtschaft
zugutekommen würden. Wie in der vorberatenden Kommission (24 zu 0 Stimmen) war
das Geschäft auch im Plenum unbestritten. Der Nationalrat stimmte der Vorlage mit 162
Stimmen bei einer Enthaltung zu. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Bundesrat reagierte im September 2021 auf den Beschluss der EU-Kommission, die
Schweiz beim EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe » als nicht-assoziierten
Drittstaat zu behandeln, indem er beschloss, den SNF mit der Durchführung von
Übergangsmassnahmen zu beauftragen. Diese sollen in Kraft bleiben, bis die weiterhin
angestrebte Assoziierung der Schweiz in die Wege geleitet werden könne. Die
Übergangslösungen für die Ausschreibungen von Horizon Europe – wie etwa den
«Starting Grants» des Europäischen Forschungsrates – sollen sich an den europäischen
Ausschreibungen orientieren, unterliegen aber anderen Fristen für die
Projekteingaben. Das WBF werde darüber hinaus bei der Innosuisse, bei der
Europäischen Weltraumorganisation ESA und weiteren Akteuren zusätzliche
Übergangsmassnahmen einleiten. Alle diese Übergangsmassnahmen sollen den Räten
mit einer Nachmeldung zum Voranschlag 2022 in der Wintersession 2021 unterbreitet
werden.

Rund einen Monat später informierte der Bundesrat in einer weiteren
Medienmitteilung, dass er die notwendigen Kreditverschiebungen für die bereits im
Jahr 2020 gutgeheissene Direktfinanzierung der Schweizer Projektpartner in die Wege
geleitet habe. Daher könne nun die Finanzierung von Schweizer Projektteilnehmenden
am Horizon-Paket 2021–2027 im Umfang von ca. CHF 400 Mio. für das Jahr 2021 direkt
durch das SBFI erfolgen. Darüber hinaus habe der Bundesrat das WBF und das EFD
beauftragt, «allfällige Ergänzungs- und Ersatzmassnahmen zur Stärkung des Schweizer
Forschungs- und Innovationsstandorts zu prüfen». 54

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 20.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Beitritt der Schweiz zum SKAO ist eine beschlossene Sache: Nach dem Nationalrat
stimmte in der Wintersession 2021 auch der Ständerat dem Beitritt zu. Nachdem
Kommissionssprecher Stark (svp, TG) und Bundesrat Parmelin die Vorlage vorgestellt
und die Vorteile einer Schweizer Beteiligung – insbesondere für die Wissenschaft und
die Industrie – dargelegt hatten, nahm die kleine Kammer die Vorlage in der
Gesamtabstimmung einstimmig an. 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die Forderung von Martina Munz (sp, SH), den ETH-Bereich zu einem international
führenden Nachhaltigkeitsnetzwerk zu entwickeln, stand in der Wintersession 2021
auf der Traktandenliste des Ständerates. Die kleine Kammer entschied sich für die
Ablehnung der entsprechenden Motion, nachdem WBK-SR-Sprecher Jakob Stark (svp,
TG) und Bildungsminister Parmelin dargelegt hatten, dass das Anliegen der Motion
bereits erfüllt sei. So sei die ETH bezüglich der nachhaltigen Entwicklung einerseits
bereits mustergültig unterwegs und andererseits habe der Bundesrat im Rahmen seiner
Kompetenzen den Aspekt der Nachhaltigkeit bereits an verschiedenen Stellen in die
strategischen Ziele für den ETH-Bereich für die Periode 2021-2024 aufgenommen. 56

MOTION
DATUM: 15.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die beiden Räte konnten in der Wintersession 2021 die letzte Differenz bei der
Änderung des FIFG ausräumen. Einmal mehr vermochte sich der Ständerat
durchzusetzen, womit sich die Umsetzungspartner künftig mit einer Bandbreite von 40
bis 60 Prozent am von Innosuisse unterstützten Projekt beteiligen müssen.
In den Schlussabstimmungen nahmen die Räte den Entwurf jeweils einstimmig an. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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